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G307 2222082-1/9E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter tGber die Beschwerde
des XXXX, geb. am

XXXX, StA.: Albanien, alias XXXX, geb. XXXX, StA: Italien, vertreten durch Verein Menschenrechte in 1090 Wien, gegen
den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl, vom 27.07.2019, Zahl XXXX, zu

Recht erkannt:
A)

Die Beschwerde wird mit der MalRgabe als unbegriindet abgewiesen, dass der Spruch des bekampften Bescheides zu
lauten hat:

I. Gemalk 8 10 Abs. 2 AsylG iVm. 8 9 BFA-VG wird gegen Sie eine Ruckkehrentscheidung gemaR§ 52 Abs. 1 Z 2 FPG
erlassen.

Il. Gemal § 52 Abs. 9 FPG wird festgestellt, dass Ihre Abschiebung gemaR § 46 FPG nach Albanien zulassig ist.

Ill. Gemal3 § 53 Abs. 2 Z 3 FPGwird gegen Sie ein auf 3 Jahre befristetes Einreiseverbot erlassen.
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IV. Einer Beschwerde gegen diese Ruckkehrentscheidung wird gemalR8 18 Abs. 2 Z 1 BFA-VG die aufschiebende
Wirkung aberkannt. Eine Frist fur eine freiwillige Ausreise wird gemald 8 55 Abs. 4 FPG nicht festgelegt.

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Der Beschwerdeflhrer (im Folgenden: BF) wurde am 27.07.2019 von Organen des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes
im Bundesgebiet betreten und wegen des Verdachtes der Verfalschung auslandischer Personaldokumente zur Anzeige
gebracht.

2. Am 27.07.2019 fand vor dem Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl (im Folgenden: BFA) eine niederschriftliche
Einvernahme des BF statt.

3. Mit dem oben im Spruch angeflihrten Bescheid des BFA, dem BF personlich zugestellt am 27.07.2019, wurde diesem
ein Aufenthaltstitel aus berlcksichtigungswuirdigen Grinden gemal3 8 57 AsylG nicht erteilt (Spruchpunkt I.), gemal3 8
10 Abs. 2 AsylG iVm.8 9 BFA-VG gegen den BF eine Rlckkehrentscheidung gemaR§ 52 Abs. 1 Z 1 FPG erlassen
(Spruchpunkt 11.), gemal § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass die Abschiebung des BF gemalR§ 46 FPG nach Albanien
zulassig sei (Spruchpunkt Ill.), gemal 8 53 Abs. 1 iVm. Abs. 2 Z 6 FPG gegen den BF ein auf 3 Jahre befristetes
Einreiseverbot erlassen (Spruchpunkt VI.), sowie gemaR8 18 Abs. 2 Z 1 BFA-VG einer Beschwerde gegen die
Ruckkehrentscheidung die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt V.).

4. Mit per Telefax am 01.08.2019 beim BFA eingebrachtem Schreiben erhob der BF durch seine Rechtsvertretung (im
Folgenden: RV) Beschwerde gegen den im Spruch genannten Bescheid an das Bundesverwaltungsgericht (im
Folgenden: BVWG).

Darin wurden jeweils in eventu die Behebung des gesamten Bescheides sowie des Spruchpunktes IV., die
Herabsetzung der Dauer des Einreiseverbotes sowie die Zurlckverweisung der Rechtssache zur neuerlichen
Entscheidung an die belangte Behdrde beantragt.

5. Die gegenstandliche Beschwerde und der zugehorige Verwaltungsakt wurden dem BVwG vom BFA am 07.08.2019
vorgelegt.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

1.1. Der BF fuhrt die im Spruch angegebene Identitdt (Namen und Geburtsdatum) und ist Staatsangehoriger der
Republik Albanien. Seine Muttersprache ist Albanisch.

1.2. Der BF wurde am XXXX.2019 am XXXXvon Organen des o¢ffentlichen Sicherheitsdienstes betreten, als er unter
Verwendung eines gefalschten italienischen Personalausweises, ausgestellt auf XXXX, geb.XXXX, StA: Italien, nach XXXX
in Irland ausreisen wollte. Der BF fasste bereits vor seiner Einreise nach Osterreich bzw. in den Schengen-Raum den
Vorsatz, sich mit Hilfe verfalschter Dokumente eine Weiterreise nach Dublin zu ermdglichen.

Der BF wurde wegen des Verdachtes der Begehung des Deliktes "Falschung besonders geschutzter Urkunden" zur
Anzeige gebracht.

1.3. In strafrechtlicher Hinsicht erweist sich der BF in Osterreich als unbescholten.

1.4. Mit am XXXX2019 in Rechtskraft erwachsener Strafverfigung, der LPD XXXX, XXXX, Gz.: XXXXvom XXXX.2019, wurde
der BF wegen unrechtméRigen Aufenthaltes in Osterreich gemaR §8 120 Abs. 1a iVm. 31 Abs. 1a, 31 Abs. 1 FPG mit
einer Geldstrafe in Hohe € 600,00 belangt.

1.5. Im Jahr 2016 beabsichtigte der BF erstmals, von XXXX aus mit einem LKW illegal nach England zu reisen, konnte
jedoch von deutschen Polizeiorganen vor Besteigen des besagten Fahrzeugs festgenommen werden. Zudem ist der BF
bei Interpol in XXXX aktenkundig.
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1.6. Der BF reiste amXXXX.2019 von Albanien nach Italien und begab sich von dort am XXXX2019 nach Osterreich.
Einen Reisepass konnte der BF nicht im Original vorlegen.

1.7. Der BF ist gesund und arbeitsfahig, geht jedoch keiner Erwerbstatigkeit im Bundesgebiet nach.

1.8. Der Lebensmittelpunkt des BF liegt in Albanien, wo er fir mehrere Jahre die Schule besuchte und auch seine
Familie aufhaltig ist. In Italien halt sich ein Bruder des BF auf.

Der BF weist keine Wohnsitzmeldung in Osterreich auf und konnten keine Anhaltspunkte fiir das Vorliegen seiner
hierortigen Integration in wirtschaftlicher, sozialer oder sprachlicher Hinsicht festgestellt werden. Der BF verfligt
zudem (ber keine familidren Ankniipfungspunkte in Osterreich.

1.9. Im Zeitpunkt der Betretung war der BF im Besitz von Bargeld in Hohe € 726,00. Er ist im Herkunftsstaat erwerbslos
und lebt von Zuwendungen seiner Familie. Uber Ersparnisse verfugt er nicht.

1.10. Vom XXXX.2019 bis zum XXXX2019 wurde der BF in Schubhaft angehalten und verlieR Osterreich freiwillig am
XXXX.2019.

1.11. Albanien gilt als sicherer Herkunftsstaat.
2. Beweiswurdigung:

2.1. Der oben unter Punkt I. angefuhrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der
vorliegenden Akten durchgefihrten Ermittlungsverfahrens und werden in freier Beweiswurdigung der
gegenstandlichen Entscheidung als mal3geblicher Sachverhalt zugrunde gelegt:

2.2.1. Die Verhangung der oben angefihrten Verwaltungsstrafe ist einer Ausfertigung der erwahnten Strafverfigung
zu entnehmen und ergibt sich die Rechtskraft derselben aus einem Schreiben des Polizeikommisariats XXXX vom
20.08.2019.

Die freiwillige Ausreise des BF ist aus dem Datenbestand des Zentralen Fremdenregisters sowie einem
Entlassungsschein, Zahl XXXX vom XXXX.2019 ersichtlich.

Einer Ausfertigung eines die Schubhaft gegen den BF aussprechenden Mandatsbescheides des BFA, Zahl XXXX
vomXXXX2019 sowie dem Datenbestand des Zentralen Melderegisters kann ferner die Anhaltung des BF in Schubhaft

innerhalb der oben genannten Zeitspanne entnommen werden.

Die strafgerichtliche Unbescholtenheit des BF in Osterreich ergibt sich aus dem Amtswissen des erkennenden Gerichts
(Einsicht in das Strafregister der Republik Osterreich) und kann die Aktenkundigkeit des BF bei Interpol XXXX aus dem
Inhalt eines Schreibens des Bundesministeriums fur Inneres, XXXX, Gz.: XXXX, vom XXXX2019 entnommen werden.

Der BF gestand vor der belangten Behdrde ferner ein, den gefalschten italienischen Personalausweis bereits in
Albanien erworben zu haben und schon mit der Absicht, unter dessen Verwendung nach Irland reisen zu wollen, sich
in den Schengen-Raum begeben zu haben. Zudem raumte der BF einen vor drei Jahren missgltickten Versuch ein, in
einem Lkw unter Umgehung der Grenzkontrolle von Deutschland aus nach England reisen zu wollen. Den auch sonst
widerspruchsfrei gebliebenen Angaben des BF vor der belangten Behdrde folgen zudem die Feststellungen zu Besitz
von Bargeld im Zeitpunkt seiner Betretung, Erwerbslosigkeit und Unterstitzung durch seine Eltern im Herkunftsstaat,
fehlenden Ersparnissen sowie Einreise in Italien und Weiterreise nach Osterreich. Eingedenk des Umstandes, dass der
BF sich vor dem BFA gestandig zeigte und zudem angab, bereits vor drei Jahren versucht zu haben,
Grenzbestimmungen zu umgehen, kann kein Anhaltspunkt gefasst werden, welcher die Glaubwirdigkeit des BF an

sich in Zweifel ziehen hatte kénnen.

Ferner ist festzuhalten, dass er dem Inhalt des Abschlussberichtes der LPD XXXX, XXXX, GZ.: XXXX vom XXXX2019
zufolge vor Organen des o6ffentlichen Sicherheitsdienstes dieselben Angaben hinsichtlich Einreise nach Italien und
Weiterreise nach Osterreich machte und daher keine Gegensatze in den Angaben des BF festgestellt werden kénnen.
Zudem lasst sich daraus die vom BF verwendete falsche Identitat entnehmen.



Die sonstigen, oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den im angefochtenen Bescheid getroffenen
Feststellungen, denen in der gegenstandlichen Beschwerde nicht entgegengetreten wurde.

2.2.2. Wie die erfolgte niederschriftliche Einvernahme des BF vor dem BFA erkennen lasst, wurde diesem hinreichend
die Méglichkeit geboten, sich in der gegenstandlichen Rechtssache zu duf3ern und allféllige Beweismittel zu benennen
und in Vorlage zu bringen.

Anhaltspunkte fur das Vorliegen allfalliger Ermittlungsmangel konnten nicht festgestellt werden und wurden vom BF in
der gegenstandlichen Beschwerde auch kein neuer Sachverhalt vorgebracht.

3. Rechtliche Beurteilung:

Zu Spruchteil A):

3.1. Zu den Spruchpunkten I. bis lll. des angefochtenen Bescheides:
3.1.1. Der mit "Ruckkehrentscheidung" betitelte § 52 FPG lautet wie folgt:

"8 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehérigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rlckkehrentscheidung zu

erlassen, wenn er sich
1. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Rickkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte
Drittstaatsangehdorige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruick- oder

abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels entgegengestanden ware,

1a. nachtraglich ein Versagungsgrund eintritt oder bekannt wird, der der Erteilung des zuletzt erteilten Einreisetitels
entgegengestanden ware oder eine Voraussetzung gemald 8 31 Abs. 1 wegfallt, die fir die erlaubte visumfreie Einreise
oder den rechtmaRigen Aufenthalt erforderlich ist,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemaR § 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittiung zur Verfligung steht
und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit

nachgegangen ist,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemal3 § 8 Abs. 1 Z 1 oder 2 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder
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5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemald 8 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBI. | Nr. 68/2017, aus Grunden, die
ausschlief3lich vom Drittstaatsangehdrigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdalR§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wirdigen, die der
Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen

koénnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und Uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verfiigt, hat das Bundesamt eine
Riickkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemal3 8 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit

darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehdrige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grunden der &ffentlichen Ordnung oder

Sicherheit erforderlich, ist eine Riuckkehrentscheidung gemal’ Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemal Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des 8 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige

zuruickgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des8 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverzuiglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Ruckibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Ruckkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz uUber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Mit der Ruckkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, ob die Abschiebung des Drittstaatsangehdrigen gemaf3
8 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulassig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in
den der Drittstaatsangehorige abgeschoben werden soll, aus vom Drittstaatsangehdérigen zu vertretenden Grinden
nicht moglich ist.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemaR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte
Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemafis 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemall 8 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Ruckkehrentscheidung rechtfertigen wirde."

Der mit "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" betitelte§ 57 AsylG lautet:

"8 57. (1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehdrigen ist von Amts wegen oder auf begrindeten Antrag eine
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemald 8 46a Abs. 1 Z 1 oder Z 3 FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehdrige stellt eine Gefahr fir die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des § 73 StGB entspricht,
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2. zur Gewabhrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziiberschreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmalig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfugung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden konnen und der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, dass die Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begriindete Stellungnahme der zustandigen Landespolizeidirektion
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behérde ist der Ablauf der Fristen gemal3 Abs. 3 und 8 73
AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemal Abs. 1 Z 2 ist als unzulassig zurickzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen wurde oder
zivilrechtliche Anspriche nicht geltend gemacht wurden. Die Behérde hat binnen sechs Wochen Uber den Antrag zu

entscheiden.

(4) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 3 ist als unzulassig zurlickzuweisen, wenn eine einstweilige Verflgung nach 8§ 382b oder

382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hatte werden kénnen."

Der mit "Antragstellung und amtswegiges Verfahren" betitelte8 58 AsylG lautet:

"8 58. (1) Das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 § 57 von Amts wegen zu prifen, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz gemal3 88 4 oder 4a zurtickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt,

4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird oder

5. ein Fremder sich nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des 6.
Hauptstlickes des FPG fallt.

(2) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR § 55 ist von Amts wegen zu prifen, wenn eine Ruckkehrentscheidung
auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG auf Dauer fur unzulassig erklart wird.

(3) Das Bundesamt hat Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prufung der Erteilung eines Aufenthaltstitels
gemal’ 88 55 und 57 im verfahrensabschlieBenden Bescheid abzusprechen.

(4) Das Bundesamt hat den von Amts wegen erteilten Aufenthaltstitel gemal 88 55 oder 57 auszufolgen, wenn der
Spruchpunkt (Abs. 3) im verfahrensabschlieRenden Bescheid in Rechtskraft erwachsen ist. Abs. 11 gilt.

(5) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemalR 88 55 bis 57 sowie auf Verlangerung eines Aufenthaltstitels
gemal § 57 sind personlich beim Bundesamt zu stellen. Soweit der Antragsteller nicht selbst handlungsfahig ist, hat
den Antrag sein gesetzlicher Vertreter einzubringen.

(6) Im Antrag ist der angestrebte Aufenthaltstitel gemal 88 55 bis 57 genau zu bezeichnen. Ergibt sich auf Grund des
Antrages oder im Ermittlungsverfahren, dass der Drittstaatsangehorige fur seinen beabsichtigten Aufenthaltszweck
einen anderen Aufenthaltstitel bendtigt, so ist er Uber diesen Umstand zu belehren; 8 13 Abs. 3 AVGgilt.

(7) Wird einem Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemald 88 55, 56 oder 57 stattgegeben, so ist dem Fremden
der Aufenthaltstitel auszufolgen. Abs. 11 gilt.

(8) Wird ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 §§ 55, 56 oder 57 zurlick- oder abgewiesen, so hat das
Bundesamt dartber im verfahrensabschlieRenden Bescheid abzusprechen.

(9) Ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel nach diesem Hauptstlick ist als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn der
Drittstaatsangehorige
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1. sich in einem Verfahren nach dem NAG befindet,
2. bereits Uber ein Aufenthaltsrecht nach diesem Bundesgesetz oder dem NAG verflgt oder

3. gemal § 95 FPG Uber einen Lichtbildausweis fur Trager von Privilegien und Immunitaten verfigt oder gemal®§ 24
FPG zur Ausliibung einer bloR voribergehenden Erwerbstatigkeit berechtigt ist

soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt. Dies gilt auch im Falle des gleichzeitigen Stellens mehrerer
Antrage.

(10) Antrage gemal 8 55 sind als unzulassig zurickzuweisen, wenn gegen den Antragsteller eine
Ruckkehrentscheidung rechtskraftig erlassen wurde und aus dem begrindeten Antragsvorbringen im Hinblick auf die
Berucksichtigung des Privat- und Familienlebens gemaR § 9 Abs. 2 BFA-VG ein geanderter Sachverhalt, der eine
erganzende oder neue Abwagung gemal Art. 8 EMRK erforderlich macht, nicht hervorgeht. Antrage gemal3 88 56 und
57, die einem bereits rechtskraftig erledigten Antrag (Folgeantrag) oder einer rechtskraftigen Entscheidung nachfolgen,
sind als unzulassig zurlickzuweisen, wenn aus dem begrindeten Antragsvorbringen ein maligeblich geanderter
Sachverhalt nicht hervorkommt.

(11) Kommt der Drittstaatsangehdrige seiner allgemeinen Mitwirkungspflicht im erforderlichen AusmaR, insbesondere
im Hinblick auf die Ermittlung und Uberpriifung erkennungsdienstlicher Daten, nicht nach, ist

1. das Verfahren zur Ausfolgung des von Amts wegen zu erteilenden Aufenthaltstitels (Abs. 4) ohne weiteres

einzustellen oder
2. der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels zurtickzuweisen.
Uber diesen Umstand ist der Drittstaatsangehérige zu belehren.

(12) Aufenthaltstitel dirfen Drittstaatsangehdrigen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, nur persénlich ausgefolgt
werden. Aufenthaltstitel fiur unmuindige Minderjahrige durfen nur an deren gesetzlichen Vertreter ausgefolgt werden.
Anlasslich der Ausfolgung ist der Drittstaatsangehdrige nachweislich Uber die befristete Gultigkeitsdauer, die
Unzulassigkeit eines Zweckwechsels, die Nichtverlangerbarkeit der Aufenthaltstitel gemal3 88 55 und 56 und die
anschlieBende Méglichkeit einen Aufenthaltstitel nach dem NAG zu erlangen, zu belehren.

(13) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 88 55 bis 57 begriinden kein Aufenthalts- oder Bleiberecht.
Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaB 88 55 und 57 stehen der Erlassung und Durchfihrung
aufenthaltsbeendender MafBnahmen nicht entgegen. Sie kdnnen daher in Verfahren nach dem 7. und 8. Hauptstiick
des FPG keine aufschiebende Wirkung entfalten. Bei Antragen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 8 56 hat das
Bundesamt bis zur rechtskraftigen Entscheidung Uber diesen Antrag jedoch mit der Durchfuhrung der einer

Ruckkehrentscheidung umsetzenden Abschiebung zuzuwarten, wenn

1. ein Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung erst nach einer Antragstellung gemall § 56 eingeleitet

wurde und

2. die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemald 8 56 wahrscheinlich ist, woftir die Voraussetzungen des 8§ 56 Abs. 1 Z 1, 2

und 3 jedenfalls vorzuliegen haben.

(14) Der Bundesminister fir Inneres ist ermachtigt, durch Verordnung festzulegen, welche Urkunden und Nachweise
allgemein und fur den jeweiligen Aufenthaltstitel dem Antrag jedenfalls anzuschlieBen sind. Diese Verordnung kann
auch Form und Art einer Antragstellung, einschlieBlich bestimmter, ausschlie3lich zu verwendender Antragsformulare,

enthalten.”
Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte8 9 BFA-VG lautet wie folgt:

"8 9 (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemal3§ 52 FPG, eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung gemal3§ 61
FPG, eine Ausweisung gemal3 § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaR § 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulassig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2

EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu bertcksichtigen:
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1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzulassigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemall 8 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)

verfligen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet
aufhalt, darf eine Ruckkehrentscheidung gemal §§ 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des malgeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemal? § 10 Abs. 1 des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaBig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Mdglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskdrperschaft eine
Rickkehrentscheidung gemall 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krafte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos

scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mafRgeblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemaR§ 53 Abs. 3 FPG vorliegen. § 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt."

3.1.2. Auf Grund des durchgefihrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich:

Gemal 8 2 Abs. 4 Z 1 FPG gilt als Fremder, wer die 6sterreichische Staatsburgerschaft nicht besitzt und gemaR Z 10 leg

cit als Drittstaatsangehoriger jeder Fremder der nicht EWR-BUrger oder Schweizer Blrger ist.
Der BF ist aufgrund seiner albanischen Staatsangehdérigkeit sohin Drittstaatsangehoriger iSd.8 2 Abs. 4 Z 10 FPG.

3.1.3. Staatsangehdrige der Republik Albanien, die Inhaber eines biometrischen Reisepasses sind, sind nach Art. 1 Abs.
2 iVm Anlage Il der Verordnung (EG) Nr. 539/2011 vom 15.03.2001, ABI. L 81 vom 21.03.2001, S. 1, von der Visumpflicht

far einen Aufenthalt, der 90 Tage je Zeitraum von 180 Tagen nicht Uberschreitet, befreit.
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GemaR Art. 20 Abs. 1 des Schengener Durchfihrungsiibereinkommens (SDU) kénnen sich sichtvermerksbefreite
Drittauslander im Hoheitsgebiet der Vertragsstaaten frei bewegen, hdchstens jedoch drei Monate innerhalb einer Frist
von sechs Monaten ab dem Datum der ersten Einreise an und soweit sie die nunmehr im Schengener Grenzkodex
vorgesehenen Einreisevoraussetzungen erfillen. Fir einen geplanten Aufenthalt im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten
von bis zu 90 Tagen je Zeitraum von 180 Tagen, wobei der Zeitraum von 180 Tagen, der jedem Tag des Aufenthalts
vorangeht, bertcksichtigt wird, gelten fur einen Drittstaatsangehdérigen die in Art. 6 Abs. 1 Schengener Grenzkodex, VO
(EU) 2016/399, genannten Einreisevoraussetzungen. So muss der Drittstaatsangehdrige im Besitz eines gltigen
Reisedokuments und, sofern dies in der sog. Visumpflicht-Verordnung VO (EG) Nr. 539/2001 vorgesehen ist, im Besitz
eines glltigen Visums sein. Er muss weiters den Zweck und die Umstande des beabsichtigten Aufenthalts belegen und
Uber ausreichende Mittel zur Bestreitung des Lebensunterhalts sowohl fir die Dauer des Aufenthalts als auch fur die
Ruckreise in den Herkunftsstaat oder fur die Durchreise in einen Drittstaat, in dem seine Zulassung gewahrleistet ist,
verflgen oder in der Lage sein, diese Mittel rechtmaRig zu erwerben; er darf nicht im SIS zur Einreiseverweigerung
ausgeschrieben sein und keine Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung, die innere Sicherheit, die 6ffentliche Gesundheit
oder die internationalen Beziehungen eines Mitgliedstaates darstellen und insbesondere nicht in den nationalen
Datenbanken der Mitgliedstaaten zur Einreiseverweigerung aus denselben Griinden ausgeschrieben worden sein.

Gemal’ 8 31 Abs. 1 FPG halten sich Fremde rechtmaRig im Bundesgebiet auf, wenn sie rechtmaliig eingereist sind und
wahrend des Aufenthaltes im Bundesgebiet die Befristung oder Bedingungen des Einreisetitels oder des visumfreien
Aufenthaltes oder die durch zwischenstaatliche Vereinbarungen, Bundesgesetz oder Verordnung bestimmte
Aufenthaltsdauer nicht Uberschritten haben (Z 1), oder sie auf Grund einer Aufenthaltsberechtigung oder eine
Dokumentation des Aufenthaltsrechtes nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz zur Niederlassung oder zum
Aufenthalt oder aufgrund einer Verordnung flr Vertriebene zum Aufenthalt berechtigt sind (Z 2).

Der BF fallt nicht in den Anwendungsbereich des 6. Hauptstickes des FPG.

3.1.4. Der BF ist nicht im Besitz eines zum langeren Aufenthalts im Bundesgebiet berechtigenden Rechtstitels
(Aufenthaltstitel) und konnte er keinen Reisepass im Original vorlegen. Daruber hinaus ist der BF mit dem Ziel, durch
die Nutzung gefdlschter Personaldokumente unter Umgehung gultiger Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen von
Irland in das besagte Land zu reisen, in den Schengen-Raum bez. Osterreich eingereist und letztlich die verfilschten
Dokumente im Zuge einer Identititsfeststellung in Osterreich vor Polizeibeamten tatsichlich verwendet.

In Ermangelung der Vorlage eines biometrischen Reisepasses sowie der damit einhergehenden Vereitelung einer
Uberprifung von Vermerken, welche Reisebewegungen des BF aufgezeigt hitten, in dessen Reisepass, erweist sich
seine Einreise in den und der Aufenthalt im Schengen-Raum bzw. Osterreich als unrechtmaRig (vgl. dazu auch Art 12
Schengener Grenzkodex: hinsichtlich gerechtfertigter Annahme auf unrechtmaRigem Aufenthalt bei fehlenden
Vermerken). Dartber hinaus (wie noch in der rechtlichen Begrindung naher ausgefthrt werden wird), erweist sich der
Aufenthalt des BF im Bundesgebiet aufgrund seines strafrechtlich relevanten Verhaltens (Verwendung gefalschter
Urkunden) als die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung gefdhrdend, sodass sich im Ergebnis der Verbleib in Osterreich
jedenfalls auch deshalb als durchgehend unrechtmaRig erweist.

Aufgrund des unrechtmaligen Aufenthaltes des BF im Bundesgebiet und dessen nach Erlass des angefochtenen
Bescheides am XXXX.2019 erfolgter Ausreise aus Osterreich ist gegenstindlich die Zulissigkeit einer
Ruckkehrentscheidung gemald § 52 Abs. 1 Z 2 FPG unter Zugrundelegung der im Entscheidungszeitpunkt maf3geblichen
Rechts- und Sachlage zu priifen (vgl. VwGH Ra 2017/21/0234).

Angesichts der UnrechtmaRigkeit des gegenstandlichen Aufenthaltes des BF im Bundesgebiet und dem noch wahrend
des besagten Aufenthaltes des BF im Bundesgebiet eingeleiteten und vom BFA mit gegenstandlich angefochtenem
Bescheid entschiedenem Rickkehrentscheidungsverfahren erweist sich die Stitzung einer Rickkehrentscheidung trotz
mittlerweile erfolgter Ausreise des BF aus dem Bundesgebiet, gemaR & 52 Abs. 1 Z 2 FPG dem Grunde nach als

zulassig.

3.1.5. GemaR Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jede Person Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer
Wohnung und ihres Briefverkehrs.

Gemal? Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer ¢ffentlichen Behdrde in die Ausibung dieses Rechts nur statthaft,
insoweit ein Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft
far die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung
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der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum
Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Bei der Setzung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme, wie sie eine Ausweisung eines Fremden darstellt, kann ein
ungerechtfertigter Eingriff in das Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens des Fremden iSd. Art. 8 Abs. 1
EMRK vorliegen. Daher muss Uberpruft werden, ob die Ausweisung einen Eingriff und in weiterer Folge eine Verletzung
des Privat- und/oder Familienlebens des Fremden darstellt:

Zu den in der Rechtsprechung des Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK
entwickelten Grundsatzen zahlt unter anderem, dass das durch Art. 8 EMRK gewahrleistete Recht auf Achtung des
Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK
umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern bzw. von verheirateten Ehegatten, sondern
auch andere nahe verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine hinreichende Intensitat fur die
Annahme einer familidren Beziehung iSd. Art. 8 EMRK erreichen. Der EGMR unterscheidet in seiner Rechtsprechung
nicht zwischen einer ehelichen Familie (sog. "legitimate family" bzw. "famille Iégitime") oder einer unehelichen Familie
("illegitimate family" bzw. "famille naturelle"), sondern stellt auf das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens ab
(siehe EGMR 13.06.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 454; 18.12.1986, Johnston u.a., EUGRZ 1987, 313; 26.05.1994, Keegan,
EuGRZ 1995, 113; 12.07.2001 [GK], K. u. T., ZI. 25702/94; 20.01.2009, Serife Yigit, ZI. 03976/05). Als Kriterien fur die
Beurteilung, ob eine Beziehung im Einzelfall einem Familienleben iSd. Art. 8 EMRK entspricht, kommen tatsachliche
Anhaltspunkte in Frage, wie etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes, die Art und die Dauer der Beziehung
sowie das Interesse und die Bindung der Partner aneinander, etwa durch gemeinsame Kinder, oder andere Umstande,
wie etwa die Gewahrung von Unterhaltsleistungen (EGMR 22.04.1997, X., Y. und Z., ZI. 21830/93; 22.12.2004, Merger u.
Cros, ZI. 68864/01). So verlangt der EGMR auch das Vorliegen besonderer Elemente der Abhangigkeit, die Uber die
Ubliche emotionale Bindung hinausgeht (siehe Grabenwarter, Europdische Menschenrechtskonvention3 [2008] 197 ff.).
In der bisherigen Spruchpraxis des EGMR wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schutzende
Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und GroR3eltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EUGRZ 1979, 458; auch EKMR
07.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EUGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EUGRZ 1982,
311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR
28.02.1979, 7912/77, EUGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EUGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse
Beziehungsintensitat vorliegt (vgl. Baumgartner, 0OJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium einer
gewissen Beziehungsintensitat wurde von der Europaischen Kommission fur Menschenrechte auch fir die Beziehung
zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Das
Zusammenleben und die Bindung von Partnern, die auf einer gleichgeschlechtlichen Beziehung beruhen, fallen jedoch
nicht unter den Begriff des Familienlebens iSd. Art. 8 EMRK (EGMR 10.05.2001, Mata Estevez, ZI. 56501/00).

Wie der Verfassungsgerichtshof (VfGH) bereits in zwei Erkenntnissen vom 29.09.2007, ZI.B 328/07 und ZI.B 1150/07,
dargelegt hat, sind die Behorden stets dazu verpflichtet, das 6ffentliche Interesse an der Aufenthaltsbeendigung gegen
die persénlichen Interessen des Fremden an einem weiteren Verbleib in Osterreich am MaRstab des Art. 8 EMRK
abzuwagen, wenn sie eine Ausweisung verfugt. In den zitierten Entscheidungen wurden vom VfGH auch
unterschiedliche - in der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fur Menschenrechte (EGMR) fallbezogen entwickelte
- Kriterien aufgezeigt, die in jedem Einzelfall bei Vornahme einer solchen Interessenabwagung zu beachten sind und
als Ergebnis einer Gesamtbetrachtung dazu fihren kénnen, dass Art. 8 EMRK einer Ausweisung entgegensteht:

die Aufenthaltsdauer, die vom EGMR an keine fixen zeitlichen Vorgaben geknupft wird (EGMR 31.01.2006, Rodrigues da
Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, OJZ 2006, 738 = EuGRZ 2006, 562; 16.09.2004, Ghiban, ZI. 11103/03, NVwZ 2005,
1046),

das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80, 9473/81, 9474/81, EuGRZ
1985, 567; 20.06.2002, Al-Nashif, ZI. 50963/99, OJZ 2003, 344; 22.04.1997, X, Y und Z, ZI. 21830/93, OJZ 1998, 271) und
dessen Intensitat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00),
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die Schutzwurdigkeit des Privatlebens,

den Grad der Integration des Fremden, der sich in intensiven Bindungen zu Verwandten und Freunden, der
Selbsterhaltungsfahigkeit, der Schulausbildung, der Berufsausbildung, der Teilnahme am sozialen Leben, der
Beschaftigung und ahnlichen Umstanden manifestiert (vgl. EGMR 04.10.2001, Adam, ZI. 43359/98, EuGRZ 2002, 582;
09.10.2003, Slivenko, ZI. 48321/99, EuGRZ 2006, 560; 16.06.2005, Sisojeva, ZI. 60654/00, EuGRZ 2006, 554; vgl. auch
VwGH 05.07.2005, ZI. 2004/21/0124; 11.10.2005, Z1.2002/21/0124),

die Bindungen zum Heimatstaat,

die strafgerichtliche Unbescholtenheit, aber auch VerstoRe gegen das Einwanderungsrecht und Erfordernisse der
offentlichen Ordnung (vgl. zB EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 11.04.2006, Useinov, ZI. 61292/00), sowie

auch die Frage, ob das Privat- und Familienleben in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren (EGMR 24.11.1998, Mitchell, ZI. 40447/98; 05.09.2000, Solomon, ZI.
44328/98; 31.01.2006, Rodrigues da Silva und Hoogkamer, ZI. 50435/99, 0O)Z 2006, 738 = EUGRZ 2006, 562; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07).

Nach der Rechtsprechung des Europadischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) sind die Staaten im Hinblick
auf das internationale Recht und ihre vertraglichen Verpflichtungen befugt, die Einreise, den Aufenthalt und die
Ausweisung von Fremden zu Uberwachen (EGMR 28.05.1985, Abdulaziz ua., ZI. 9214/80 ua, EuGRZ 1985, 567;
21.10.1997, Boujlifa, ZI. 25404/94; 18.10.2006, Uner, ZI. 46410/99; 23.06.2008 [GK], Maslov, 1638/03; 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07). Die EMRK garantiert Auslandern kein Recht auf Einreise, Aufenthalt und Einblrgerung in
einem bestimmten Staat (EGMR 02.08.2001, Boultif, ZI. 54273/00; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09).

Hinsichtlich der Rechtfertigung eines Eingriffs in die nach Art. 8 EMRK garantierten Rechte muss der Staat ein
Gleichgewicht zwischen den Interessen des Einzelnen und jenen der Gesellschaft schaffen, wobei er in beiden Fallen
einen gewissen Ermessensspielraum hat. Art. 8 EMRK begriindet keine generelle Verpflichtung fur den Staat,
Einwanderer in seinem Territorium zu akzeptieren und Familienzusammenfiihrungen zuzulassen. Jedoch hangt in
Fallen, die sowohl Familienleben als auch Einwanderung betreffen, die staatliche Verpflichtung, Familienangehdrigen
von ihm Staat Ansassigen Aufenthalt zu gewdhren, von der jeweiligen Situation der Betroffenen und dem
Allgemeininteresse ab. Von Bedeutung sind dabei das Ausmal? des Eingriffs in das Familienleben, der Umfang der
Beziehungen zum Konventionsstaat, weiters ob im Ursprungsstaat untiberwindbare Hindernisse fir das Familienleben
bestehen, sowie ob Griinde der Einwanderungskontrolle oder Erwagungen zum Schutz der 6ffentlichen Ordnung fur
eine Ausweisung sprechen. War ein Fortbestehen des Familienlebens im Gastland bereits bei dessen Begrindung
wegen des fremdenrechtlichen Status einer der betroffenen Personen ungewiss und dies den Familienmitgliedern
bewusst, kann eine Ausweisung nur in Ausnahmefallen eine Verletzung von Art. 8 EMRK bedeuten (EGMR 31.07.2008,
Omoregie ua., ZI. 265/07, mwN; 28.06.2011, Nunez, ZI. 55597/09; 03.11.2011, Arvelo Aponte, ZI. 28770/05; 14.02.2012,
Antwi u. a., ZI. 26940/10).

Die Ausweisung eines Fremden, dessen Aufenthalt lediglich auf Grund der Stellung von einem oder mehreren
Asylantragen oder Antrédgen aus humanitdren Grunden besteht, und der weder ein niedergelassener Migrant noch
sonst zum Aufenthalt im Aufenthaltsstaat berechtigt ist, stellt in Abwagung zum berechtigten 6ffentlichen Interesse
einer wirksamen Einwanderungskontrolle keinen unverhaltnismaBigen Eingriff in das Privatleben dieses Fremden dar,
wenn dessen diesbezlglichen Antrage abgelehnt werden, zumal der Aufenthaltsstatus eines solchen Fremden
wahrend der ganzen Zeit des Verfahrens als unsicher gilt (EGMR 08.04.2008, Nnyanzi, ZI. 21878/06).

3.1.6. Auch wenn das persénliche Interesse am Verbleib in Osterreich grundsétzlich mit der Dauer des bisherigen
Aufenthalts des Fremden zunimmt, so ist die blof3e Aufenthaltsdauer freilich nicht allein maf3geblich, sondern es ist
anhand der jeweiligen Umstinde des Einzelfalles vor allem zu prifen, inwieweit der Fremde die in Osterreich
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verbrachte Zeit genutzt hat, sich sozial und beruflich zu integrieren. Bei der Einschatzung des personlichen Interesses
ist auch auf die Auswirkungen, die eine Aufenthaltsbeendigung auf die familidaren und sonstigen Bindungen des
Fremden hatte, Bedacht zu nehmen (vgl. VWGH 15.12.2015, Zahl Ra 2015/19/0247).

Der BF verfugt weder uber familidre Anknipfungspunkte noch Wohnsitzmeldungen in Osterreich. Der
Lebensmittelpunkt des BF liegt vielmehr in Albanien und konnten sonstige Integrationssachverhalte in Bezug auf
Osterreich nicht festgestellt werden. Hinzu kommt, dass er Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen missachtet und -
wie in der rechtlichen Begriindung naher ausgefihrt wird - ein strafrechtlich relevantes Verhalten gesetzt hat. Auch
kann der BF nicht auf einen langen Aufenthalt in Osterreich zuriickblicken und zudem kein Integrationsinteresse
vermitteln.

Angesichts der zu Albanien bestehenden Anknlpfungspunkte, des dort gelegenen Lebensmittelpunktes sowie des
nicht zu beanstandenden Gesundheitszustandes und Arbeitsfahigkeit des BF ist nach einer Interessensabwagung im
Sinne des 8§ 9 BFA-VG die belangte Behdrde sohin zu Recht davon ausgegangen, dass das 6ffentliche Interesse an der
Beendigung des Aufenthalts des BF im Bundesgebiet das personliche Interesse des BF am Verbleib im Bundesgebiet
Uberwiegt. Dies unter Beachtung der standigen Judikatur des VWGH, wonach den die Einreise und den Aufenthalt von
Fremden regelnden Vorschriften und deren Befolgung durch den Normadressaten aus der Sicht des Schutzes und der
Aufrechterhaltung der Sicherheit und 6ffentlichen Ordnung (Art. 8 Abs. 2 EMRK) (vgl. VWGH 9.3.2003, 2002/18/0293)
ein hoher Stellenwert zuzukommen habe und daher durch die angeordnete Riuckkehrentscheidung eine Verletzung
des Art. 8 EMRK nicht vorliegt. Auch sonst sind keine Anhaltspunkte hervorgekommen und auch in der Beschwerde
nicht substantiiert vorgebracht worden, dass im gegenstandlichen Fall eine Ruckkehrentscheidung auf Dauer

unzulassig ware.

3.1.7. SchlieBlich, unter Verweis auf die Judikatur des VwWGH, wonach Uber die Unzulassigkeit der Abschiebung in den
Herkunftsstaat im Verfahren Uber einen Antrag auf internationalen Schutz abzusprechen sei und demzufolge die
Feststellung iSd. § 52 Abs. 9 FPG blof3 der Festlegung des Zielstaates der Abschiebung diene, (vgl. VWGH 16.12.2015, Ra
2015/21/0119), jedoch dem Vorbringen substantiierter Rickkehrhindernisse Beachtung zu schenken sei (vgl. VWGH
15.09.2016, Ra 2016/21/0234) sind im Hinblick auf die gemaR & 52 Abs. 9 FPG getroffenen Feststellungen keine
konkreten Anhaltspunkte dahingehend hervorgekommen, dass die Abschiebung des BF nach Albanien unzuldssig
ware. Derartiges wurde auch in der gegenstandlichen Beschwerde nicht substantiiert behauptet und ist er am
05.08.2019 nach Albanien zurtickgekehrt. (vgl. auch VwWGH 22.01.2013, 2012/18/0182; 17.04.2013, 2013/22/0068;
20.12.2012, 2011/23/0480, wonach im Verfahren Uber das Treffen einer Rickkehrentscheidung nicht primar die Fragen
des internationalen Schutzes im Vordergrund stiinden, sondern dies Aufgabe eines eigenen Verfahrens sei).

Da der BF am XXXX.2019 in den Herkunftsstaat zurtickgekehrt ist und sich sohin zum Zeitpunkt der gegenstandlichen
Entscheidung nicht im Bundesgebiet aufhalt, war aufgrund des Wegfalles der Voraussetzung fir eine amtswegige
Prifung iSd.8& 58 Abs. 1 Z 5 AsylG (unrechtmaliger Aufenthalt im Bundesgebiet), verfahrensgegenstandlich ein
Abspruch Uber das Vorliegen bzw. Nichtvorliegen der diesbezlglichen Aufenthaltstatbestande iSd. § 57 AsylG nicht
vorzunehmen (vgl. VWGH 21.12.2017, Ra2017/21/0234). Demzufolge war die Beschwerde in diesem Umfang
spruchgemaR als unbegrindet abzuweisen.

3.2. Zu Spruchpunkt IV. des angefochtenen Bescheides:
3.2.1. Der mit "Einreiseverbot" betitelte § 53 FPG lautet wie folgt:

"8 53. (1) Mit einer Ruickkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein Einreiseverbot erlassen werden. Das
Einreiseverbot ist die Anweisung an den Drittstaatsangehdrigen, fir einen festgelegten Zeitraum nicht in das
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten.

(Anm.: Abs. 1a aufgehoben durch BGBI. | Nr. 68/2013)

(2) Ein Einreiseverbot gemalR Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, fir die Dauer von héchstens funf Jahren zu erlassen.
Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des
Drittstaatsangehorigen mit einzubeziehen und zu berticksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen
die offentliche Ordnung oder Sicherheit gefdhrdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten offentlichen
Interessen zuwiderlauft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der Drittstaatsangehorige

1. wegen einer Verwaltungslbertretung gemafl § 20 Abs. 2 der StraBenverkehrsordnung 1960 (StVO), BGBI. Nr. 159,
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iVm 8 26 Abs. 3 des Fuhrerscheingesetzes (FSG), BGBI. | Nr. 120/1997, gemal § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b oder 2 StVO, gemal3 §
37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemall § 366 Abs. 1 Z 1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBI. Nr. 194, in Bezug auf ein
bewilligungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemaR den 88 81 oder 82 des SPG, gemald den 88 9 oder 14 iVm § 19
des Versammlungsgesetzes 1953, BGBI. Nr. 98, oder wegen einer Ubertretung des Grenzkontrollgesetzes, des
Meldegesetzes, des Gefahrengutbeférderungsgesetzes oder des Ausldnderbeschaftigungsgesetzes rechtskraftig
bestraft worden ist;

2. wegen einer Verwaltungsubertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1 000 Euro oder primaren Freiheitsstrafe
rechtskraftig bestraft wurde;

3. wegen einer Ubertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes rechtskréftig
bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um eine in Abs. 3 genannte Ubertretung handelt;

4. wegen vorsatzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsatzlich begangener Zuwiderhandlungen gegen
devisenrechtliche Vorschriften rechtskraftig bestraft worden ist;

5. wegen eines Verstol3es gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt ist, rechtskraftig bestraft worden
ist;

6. den Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag;

7. bei einer Beschaftigung betreten wird,

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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